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Der Beitrag greift die derzeitige Dis-
kussion um die Funktionsfähigkeit
lohnbezogener Arbeitgeberbeiträge
für die zukünftig erwarteten Probleme
der Rentenfinanzierung auf. Einer-
seits werden Probleme bei der langfri-
stigen Finanzierung der Rentenversi-
cherung wegen des drastischen An-
wachsens der Rentenpopulation im
Vergleich zu einer stagnierenden oder
tendenziell sinkenden Erwerbsbevöl-
kerung gesehen, andererseits werden
bei weiterhin zunehmender Kapitalin-
tensivierung der Produktion Freiset-
zungseffekte befürchtet, die sich auf
die Einnahmenentwicklung der Ren-
tenversicherung negativ auswirken
und clas demographisch bedingte Fi-
nanzierungsungleichgewicht noch
verstärken. Der vorliegende Beitrag
analysiert dabei in einem ersten
Schritt die Wirkungsweise der derzei-
tigen lohn bezogenen Finanzierungs-
form, um dann in einem zweiten
Schritt Ursachen und Ausmaß mögli-
cher Finanzierungsengpässe und Be-
schäftigungseffekte des derzeitigen
Systems für die Zukunft aufzuzeigen.
In einem letzten Schwerpunkt wird
dann versucht, die Wirkungen eines
alternativen Finanzierungssystems
auf Basis der Nettowertschöpfung ge-
genüberzustellen.

Die derzeitigen Leistungen der Ren-
tenfinanzierung werden durch annä-
hernd gleiche Beiträge der Arbeitneh-
mer und Arbeitgeber sowie durch den
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Staatszuschuß finanziert. Letzterer
war nicht Gegenstand der Analyse
und blieb unberücksichtigt. Während
die Arbeitnehmerbeiträge in der Lite-
ratur als Lohnbestandteil betrachtet
werden, stellen die Arbeitgeberbeiträ-
ge einen indirekten Kostenbestandteil
für die Unternehmen dar. Anderun-
gen des Arbeitnehmer-Anteils sind da-
her für die Unternehmer - Überwäl-
zung seitens der Gewerkschaften aus-
geschlossen - unrelevant, Anderun-
gen des Arbeitgeberbeitrages stellen
eine Erhöhung/Senkung der Arbeits-
kosten dar. Infolge des indirekten Ko-
stencharakters des Arbeitgeberbeitra-
ges geht der Autor davon aus, daß die
Unternehmen versuchen werden, die-
sen Kostenfaktor in die Preise zu
überwälzen. Preiseffekte und die Sta-
bilität der Nachfrageentwicklung sind
daher die zentralen Größen des wirt-
schaftlichen Gleichgewichts; Substi-
tutionseffekte infolge veränderter Ko-
sten für Arbeit und Kapital erlangen
demgegenüber untergeordnete Be-
deutung.

Erhöhungen des Arbeitgeberbeitra-
ges - wegen steigender Ausgaben der
Rentenversicherung - bewirken daher
einerseits ein Ansteigen des inländi-
schen Preisniveaus, andererseits er-
möglichen die gestiegenen Renten-
zahlungen der Rentenversicherung ei-
ne Stabilisierung der Nachfrage. Bei
produktivitätsorientierter Lohnpolitik
nehmen auch die Rentner am gesamt-
wirtschaftlichen Fortschritt teil. Geht
man davon aus, daß die Rentner eine
höhere als die durchschnittliche Kon-
sumquote aufweisen, würde eine sol-
che Anhebung des Arbeitgeberbeitra-
ges Nachfrage, Produktion und Be-
schäftigung über die Ausgangssitua-
tion hinaus anheben (sofern die Pro-
duktionskapazitäten nicht voll ausge-
lastet sind)!. Aufgrund der doch relativ
geringen Preisniveaueffekte sind kei-
ne Reaktionen der geldpolitischen In-
stanzen im Sinne einer restriktiven
Geldpolitik zu erwarten. Mögliche ne-
gative Konsequenzen für den expo-
nierten Sektor infolge der Preiserhö-



hungen werden in diesem Beitrag ver-
nachlässigt.

Negative Konsequenzen für eine
über den Produktivitäts fortschritt
hinausgehende Arbeits-Kostenerhö-
hung ergeben sich nur dann, wenn die
Noten bank infolge der inflationären
Tendenzen einen restriktiven Kurs in
der Geldpolitik einschlägt. Es zeigt
sich daher, daß es vor allem die Maß-
nahmen der Geldpolitik bzw. deren
wirtschaftspolitischer Rahmen sind,
die zu beschäftigungspolitischer In-
stabilität und damit verbunden Finan-
zierungsungleichgewichten in der
Rentenversicherung führen.

In einer solchen Situation können
die sozial- und beschäftigungspoli-
tischen Ziele nur aufrechterhalten
werden, wenn die Rentenversiche-

.rung im Sinne der built-in-flexibility
gegensteuert (z. B. durch Auflösung
von Rücklagen oder durch Kreditauf-
nahmen) und die Ausgaben- und Ein-
nahmenentwicklung über den Kon-
junkturzyklus ausgleicht. Die vergan-
genen Jahre waren jedoch geprägt von
asymmetrischen Wachstumszyklen
bei steigenden Raten der Arbeitslosig-
keit, sodaß die Finanzierung der Ren-
ten - unter diesen Rahmenbedingun-
gen - sowohl aus beschäftigungspoli-
tischer als auch fiskalischer Sicht her-
aus problematisch erscheint.

Trotz der vergleichsweise unterge-
ordneten Bedeutung von faktorpreis-
induzierten Substitutionsprozessen
bei kurzfristig vorrangigen Überwäl-
zungsbestrebungen durch die Unter-
nehmen, wurde dennoch auf die Frage
rationalisierungs bedingter Beschäfti-
gungseffekte und damit verbundener
Rückwirkung auf das Finanzierungs-
gleichgewicht der Rentenversiche-
rung eingegangen. Dabei sind einer-
seits die unmittelbar mit Beitragsver-
änderungen einhergehenden Wirkun-
gen auf den technischen Wandel rele-
vant, andererseits die Frage der Rück-
wirkung einer weiterhin steigenden
Kapitalintensität auf die langfristige
finanzielle Ergiebigkeit der Renten-
versicherung.

Arbeitskostensteigerungen infolge
von Beitragssatzerhöhungen werden
nur dann eine Änderung des Einsatz-
verhältnisses von Arbeit und Kapital
bewirken, wenn Arbeitskostenerhö-
hungen nicht gleichgerichtete Erhö-
hungen der Investitionsgüterpreise
nach sich ziehen. Dies ist aber v. a.
dann nicht der Fall, wenn von der
realitätsnahen Annahme einer stück-
kostenorientierten Unternehmerkal-
kulation ausgegangen wird: die Stück-
kosten des Arbeitseinsatzes ergeben
sich in Abhängigkeit vom (ausbrin-
gungsunabhängigen) Preis der Arbeit
und der Arbeitsproduktivität; auf die
Arbeitskosten pro Stück wird ein
branchendurchschnittlicher oder kon-
kurrenzabhängiger (Oligopol) Ge-
winnzuschlag aufgerechnet. Daher be-
wirken Veränderungen der Arbeitsko-
sten (z. B. durch einen gestiegenen
Arbeitgeberbeitrag) gleichgerichtete
Veränderungen der Investitionsgüter-
preise bzw. des Preises des Faktors
Kapital' - vorausgesetzt eine unverän-
derte Arbeitsproduktivität und ein
gleichbleibendes Zinsniveau.

In einer vollbeschäftigten Wirt-
schaft werden zusätzliche Preissteige-
rungen über die gestiegene Nachfrage
- infolge der beitragsinduziert gestie-
genen Rentenausgaben der Renten-
versicherung - von den Unternehmen
durchgesetzt werden. Dies würde
dann tatsächlich einer Verteuerung
des Kapitals gleichkommen.

Allerdings nimmt in einer derart
überhitzten Wirtschaft das Risiko re-
striktiver geldpolitischer Maßnahmen
zu. Der Zinssatz steigt und verstärkt
die Tendenz einer Kapitalverteue-
rung. Daraus resultieren Nachfrage-
und Absatzverluste vor allem für die
Investitionsgüterindustrie, insbeson-
dere dann, wenn die Preise als nach
unten starr betrachtet werden.

Kosteninduzierte Substitionseffek-
te im Sinne verstärkter Rationalisie-
rungsbemühungen der Unternehmen
können aus diesen Entwicklungen
nicht abgeleitet werden. Dem steht
jedoch nicht entgegen, daß die Unter-
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nehmen trotzdem Rationaliserungsin-
vestitionen durchführen, sofern die
Produktivität im Investitionsgüter-
sektor erhöht werden kann. Dies be-
deutet - wofür auch die empirische
Evidenz spricht - daß Erweiterungsin-
vestitionen und vermutlich auch reine
Ersatzinvestitionen von restriktiven
geldpolitischen Maßnahmen und da-
mit verbundenen Nachfragesenkun-
gen stärker betroffen sind als Rationa-
lisierungsinvestitionen. Dies verdeut-
licht die weitgehende Unabhängigkeit
des technischen Fortschritts von Fak-
torpreisveränderungen. Entscheidend
für die Richtung des technischen Fort-
schritts sind die verfügbaren produk-
tionstechnischen Alternativen. Ledig-
lich die Erschließung bereits vorhan-
dener, aber noch nicht eingesetzter
Rationalisierungpotentiale ermöglicht
kurz- oder mittelfristige Anpassungen
der Unternehmen an veränderte Preis-
relationen von Arbeit und Kapital. Bei
begrenzten Überwälzungsspielräu-
men kann daher die Nutzung von vor-
handenen Rationalisierungspotentia-
len Arbeitskräftefreisetzungen bewir-
ken - dies jedoch weitgehend unab-
hängig von Änderungen der Faktor-
preisrelationen.

Allerdings - und dies scheint von
wesentlich größerer Bedeutung für
die Rentenversicherung - wirken ver-
stärkte Rationalisierungbemühen wie-
der zurück auf die Einnahmenent-
wicklung der Rentenversicherung.

Der Autor schlägt hier als Kompen-
sationsstrategie sowohl Einkommens-
erhöhungen (Abgeltung des Produkti-
vitätsfortschritts in den Löhnen) als
auch eine wirtschaftlich verkraftbare
Arbeitszeitverkürzung vor. Eine lang-
fristige Erosion der Lohnsumme für
die Beitragsbemessung der Sozialab-
gaben sieht er daher weder aus theore-
.tischer noch empirischer Sicht gege-
ben. In Hinblick auf den theoretischen
Zusammenhang wird hiebei auf die
KALDOR-Beziehung von Investi-
tionsquote, Sparquoten und Gewinn-
quote Bezug genommen. Für die Inve-
stitionsquote wird langfristig eine
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zwar schwankende, aber im Zeitab-
lauf "konstante" Entwicklung infolge
von Sättigungstendenzen bei der Ver-
sorgung mit Konsumgütern unter-
stellt. Eine weiterhin zunehmende Ka-
pitalintensivierung würde daher mit
einer im wesentlichen nicht steigen-
den Investitionsquote einhergehen.

Unter der Annahme einer im Zeitab-
lauf konstanten Lohnquote ist es vor
allem das Steigen des Alterslastquo-
tientens, der Finanzierungsengpässe
in der Zukunft bedingt (bei im wesent-
lichen gleichen Relationen zwischen
durchschnittlichem Rentenniveau
und durchschnittlichem Arbeitneh-
mereinkommen). In der Bundesrepu-
blik Deutschland müßte der Beitrags-
satz zur Rentenversicherung von der-
zeit 18,5 Prozent (Arbeitnehmer- und
Arbeitgeber) auf rund 32 Prozent im
Jahr 2035 steigen, d. h. sich nahezu
verdoppeln; dies bereits bei Berück-
sichtigung einer nettolohnorientierten
Rentenanpassung. Bei der derzeit be-
stehenden bruttolohnorientierten Re-
gelung wäre der erforderliche Bei-
tragssatz rund 35 Prozent.

Ein relativ (zu den Arbeitnehmern)
konstantes Rentenniveau müßte da-
her - bei gleichbleibender Verteilung
des Volkseinkommens auf die beiden
großen sozialen Gruppen der Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber - über Real-
einkommenseinbußen der Arbeitneh-
mer finanziert werden.

Solange der Produktivitätsfort-
schritt nicht unter 1 Prozent real p. a.
zu liegen kommt, sind zwar infolge der
demographischen Entwicklung keine
absoluten Einschränkungen des
durchschnittlichen Lebensstandards
zu erwarten, wohl aber deutlich ver-
ringerte (Netto )Realeinkommenszu-
wächse der Arbeitnehmer. Dies kann
einerseits ein Ausweichen in die
Schattenwirtschaft bewirken, und da-
durch die Rentenfinanzierung bela-
sten, wenn das Arbeitsangebot oder
die Nachfrage4 im offiziellen Sektor
sinkt; andererseits könnten verschärf-
te Verteilungs konflikte in den Lohn-
verhandlungen eintreten.



Es scheint somit durchaus gerecht-
fertigt - so der Autor - weitere Überle-
gungen hinsichtlich alternativer Fi-
nanzierungsformen zu machen. Als
potentielle neue Finanzierungsgrund-
lage wird eine Bemessung der Arbeit-
geberbeiträge auf Basis der Netto-
wertschöpfung vorgeschlagen, da die-
se das Leistungsfähigkeitskriterium
entsprechend widerspiegelt.

Die Analyse ergab allerdings, daß
einer solchen System umstellung kei-
ne wesentlichen Vorteile bei der Be-
wältigung demographisch bedingter
Finanzierungsengpässe gegenüber
der derzeitigen Finanzierungsform zu-
kommen. In der Umstellungsphase
könnte eine solche Modifikation - bei
aufkommensneutraler Umstellung
des Systems5

- zu asymmetrischen
Preisanpassungsreaktionen führen,
d. h. belastete (gewinnstarke) Unter-
nehmen geben ihre zusätzliche Abga-
benbelastung in die Preise weiter, ent-
lastete (gewinnschwache) Unterneh-
men nützen den Kostenspielraum zur
Verbesserung ihrer Ertragssituation.
Damit würde aber der über die Ko-
stenentlastung gegebene zusätzliche
Finanzierungsspielraum nicht für In-
vestitionen genützt - die mangelnde
Investitionsbereitschaft könnte nega-
tive Beschäftigungseffekte auslösen.
Die Einbeziehung der Zinseinkom-
men in die Beitragsbemessung der
Rentenversicherung wirkt über höhe-
re effektive Fremdkapitalzinsen und
höhere (kalkulatorische) Eigenkapital-
zinsen ebenfalls in die gleiche Rich-
tung. Demgegenüber stehen jedoch
(faktorpreisunabhängige) Rationali-
sierungsbemühungen, die einem sol-
chen dämpfenden faktorpreisindu-
zierten Effekt auf den Kapitaleinsatz
entgegenwirken.

Die Preisniveaueffekte (infolge der
Überwälzung) sowie produktivitäts be-
zogene Lohn- und Rentenanpassun-
gen führen - sofern eine ausreichende
Elastizität des Geldangebotes unter-
stellt wird - zu keinen negativen Pro-
duktions- und Beschäftigungsef-
fekten.

Verbleibt die Frage nach einer de-
mographisch bedingten Beitragserhö-
hung wertschöpfungsbezogener Ab-
gaben. Hier zeigt sich, daß die primä-
ren Kosteniveau- und Nachfrageeffek-
te sich nicht gravierend nach der ge-
wählten Bemessungsgrundlage unter-
scheiden. Bei begrenzten Überwäl-
zungsmöglichkeiten muß allerdings -
wie für die lohnbezogenen Arbeitge-
berbeiträge - mit negativen Effekten
auf die Beschäftigung und damit auf
das Finanzierungsgleichgewicht der
Rentenversicherung gerechnet wer-
den. Geringe jährliche Beitragserhö-
hungen, wie sie bei einer beitragsfi-
nanzierten Bewältigung demogra-
phisch bedingter Mehrausgaben der
Rentenversicherung zu erwarten wä-
ren, bewirken aber keine bemerkens-
werten Preis effekte und dürften daher
auch für sich genommen keinen An-
laß für eine restriktive Geldpolitik
sein. Da sich keine entscheidenden
Vorteile einer wertschöpfungsbezoge-
nen Finanzierung der Rentenversiche-
rung gegenüber der bisherigen lohn-
bezogenen Erhebung der Arbeitgeber-
beiträge ergeben, können auch zu-
künftige Probleme der Rentenfinan-
zierung nicht wirksamer über eine
neue (Netto) Wertschöpfungsabgabe
gelöst werden. Langfristig müßten -
so der Autor - entweder die Leistun-
gen der Rentner wegen demogra-
phisch bedingter Mehrausgaben ge-
kürzt werden, oder die Arbeitnehmer
sind bereit, auf einen Teil ihrer poten-
tiellen (realen) Einkommenszuwächse
zugunsten der Rentner zu verzichten.
Eine Zusatzabgabe auf Basis der (Net-
to) Wertschöpfung oder auch eine wei-
tere Fiskalisierung der Beitragszah-
lungen wurden nicht diskutiert.

Insgesamt handelt es sich um einen
interessanten Beitrag, der vor allem
die makro-ökonomischen Effekte und
Anpassungsreaktionen der Wirt-
schaftssubjekte eines beitragsfinan-
zierten Rentenversicherungssystems
darstellt.

Silvia Hellmer
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Anmerkungen

1 Bei ausgelasteten Produktionskapazitä-
ten werden die Unternehmen mit Preis-
steigerungen reagieren, was abermals ei-
nen Inflationsimpuls bedeuten würde.

2 Bei konstantem Abschreibungssatz.
3 Von 38 Prozent im Jahr 1980 auf 72
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Prozent im Jahr 2035. Alterslastquotient:
das Verhältnis der 60jährigen und älte-
ren Personen zu den 20- bis unter 60jäh-
rigen.

4 Infolge von Preisniveaueffekten durch
Überwälzung der Arbeitgeberbeiträge.

5 Entsprechend der durchschnittlichen
Gewinnquote.


